 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7101998/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Mag. R. *** in der Beschwerdesache
rkEkBfL*R* K**Bf1-Adr***, vertreten durch Taufner Huber Haberer Rechtsanwalte, Weyrgasse
8 Tir 6, 1010 Wien, Uber die Beschwerde vom 18. Janner 2023 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 19. Dezember 2022 betreffend xx.03.2022 (Kaufvertrag vom

xx.03.2022 mit der ***GesmbH***) Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht erkannt:
I. Der Beschwerde wird gemald § 279 BAO Folge gegeben.
Der angefochtene Bescheid wird aufgehoben.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Am 12. Mai 2022 wurde von der Rechtsanwaltskanzlei Name eine Selbstberechnung der
Grunderwerbsteuer fir die Beschwerdefihrerin (im Folgenden: Bf.) und ***2*** zy
Erfassungsnummer xxx mit einer Bemessungsgrundlage (Kaufpreis) von je € 42.500,00 und
einer Grunderwerbssteuer von je

€ 1.487,50 durchgefiihrt.

Mit Bescheid des Finanzamtes Osterreich (im Folgenden: Finanzamt) wurde die
Grunderwerbssteuer fiir diesen Erwerbsvorgang mit € 4.690,00 gegenliber der Bf. und auch fir
*EEDEEX (Mit einem separaten Bescheid) festgesetzt, wobei die Bemessungsgrundlage mit €
42.500,00 aus dem Titel Kaufpreis und mit € 91.500,00 aus dem Titel sonstige Leistungen
ausgewiesen wurde. Dieser Bescheid wurde wie folgt begriindet:
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Bereits vor Abschluss des Kaufvertrages ware auf der EZ ***xx*** KG xxx ein Bauprojekt der
Firma GesmbH, die Errichtung eines Doppelhauses geplant, eingereicht (am 12.04.2021) und
am 4.5.2021 bewilligt worden. Das Doppelhaus ware allerdings nicht zur Ausfiihrung
gekommen und es ware am 4.2.2022 ein neuer Einreichplan fir ein Einfamilienhaus von der
Firma GesmbH als Grundeigentiimer, Planverfasserund Baufiihrer eingereicht worden. Die
Kaufer waren lediglich als Bauwerber aufgetreten. Der Einreichplan wdre mit Bescheid vom
xx.03.2022 bewilligt worden.

Das Angebot fir die Errichtung des Hauses, ebenfalls von der Firma GesmbH, ware mit
xx.03.2022 datiert.

Da die Einreichung und Baubewilligung bereits vor Kaufvertragsunterfertigung erfolgt ware und
das Angebot Uber die Errichtung des Hauses nur einige Tage danach vom Verkaufer erstellt
worden ware, ware davon auszugehen, dass der Erwerbsvorgang auf das Grundstlick mit dem
noch zu errichtenden Einfamilienhaus gerichtet gewesen ware. Als Bemessungsgrundlage
wadren somit der Kaufpreis des Grundstilickes als auch die Baukosten fiir jene Arbeiten, welche
von der Firma GesmbH durchgefiihrt werden, heranzuziehen. Die Schlussrechnung in Héhe von
€ 183.000,00 der Fa. GesmbH ware mit der Vorhaltsbeantwortung vom 9.12.2021 Ubermittelt

worden.

Gegen diesen Bescheid hat die Bf. mit Schreiben vom 18. Janner 2023 Beschwerde erhoben,

wobei dieses Schreiben am 18.1.2023 bei der Post aufgegeben wurde.
In dieser Beschwerde wurde der Sachverhalt aus Sicht der Bf. wie folgt dargestellt:

Die Bf. hatte gemeinsam mit ihrem Lebensgefahrten, ***2*** mit Kaufvertrag vom xx.03.2022
von der Firma GesmbH (Verkauferin) die Liegenschaft EZ ***xx*** Grundbuch xxx mit dem
Grundstiick xx/xx erworben. Die Grunderwerbssteuer ware zur Erfassungsnummer Nummer
durch den Urkundenverfasser selbst berechnet und abgefiihrt worden. Unter Zugrundelegung
des Kaufpreises fir das Grundstiick in Hohe von

€ 85.000,00 hatte sich die Grunderwerbssteuer auf je € 1.487,50 belaufen.

Im Zuge einer Uberpriifung hitte das Finanzamt Kenntnis vom Grundstiickserwerb erlangt. Das
Finanzamt hatte der Bf. mit Erganzungsansuchen vom 2.11.2022 aufgetragen wie folgt:

»Erganzungspunkte:

Da die Einreichung der Errichtungspldne bereits vor Abschluss des Kaufvertrages erfolgt ist
(Einreichung 4.02.2022, Kaufvertrag xx.03.2022), der Planverfasser und Bauflhrer laut
Einreichung ident mit dem damaligen Grundeigentiimer bzw. Verkdufer des Grundstickes ist
und somit ein unmittelbarer zeitlicher Zusammenhang zwischen dem Grundstilickskauf und der
Errichtung eines Einfamilienhauses gegeben ist, sind die bereits erbrachten Leistungen und die
noch zu erbringenden Leistungen der Firma GesmbH zur Bemessungsgrundlage der
Grunderwerbssteuer hinzuzurechnen. Sie werden ersucht, samtliche, bereits erbrachten
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Leistungen der GesmbH bekanntzugeben und die bereits vorhandenen Rechnungen zu
Ubermitteln. Sie kénnen auch anhand des bereits vorgelegten Angebotes bekanntgeben,
welche Leistungen von der GesmbH ausgefiihrt werden und welche an andere Professionisten
Ubergeben werden. Nach Bekanntgabe der voraussichtlichen Kosten wird ein vorlaufiger
Bescheid gemaR § 201 BAO erlassen.”

Die Bf. und deren Lebensgefahrte hatten in der Beantwortung des Erganzungsersuchens
gegenilber dem Finanzamt angegeben, dass die Entscheidung, welches Unternehmen mit der
Errichtung des Einfamilienhauses beauftragt wurde, erst nach Kaufvertragsunterfertigung
getroffen worden ware. Es ware noch ein Angebot von einem weiteren Unternehmen
eingeholt worden, welches allerdings teurer war. Man hatte sich letztlich dazu entschieden,
der Firma GesmbH den Auftrag zu erteilen, da diese das glinstigere Angebot gelegt habe. Es
hatte zu keiner Zeit eine Bedingung gegeben, dass die Firma GesmbH das gegenstandliche
Grundstiick nur dann an die Bf. und deren Lebensgefahrten verkauft, sofern die Firma GesmbH
den Auftrag fur die Errichtung des Gebdudes erhalt. Es hatte weder eine Fixpreisvereinbarung,
noch irgendwelche Bedingungen oder Absprachen in diese Richtung gegeben. Die Bf. und
deren Lebensgefahrte hatten die eingeholten Angebote, die Auftrage, welche an andere
Professionisten vergeben wurden und die Rechnung der GesmbH an das Finanzamt
Ubermittelt.

In der Folge hatte das Finanzamt die Grunderwerbssteuer mit dem angefochtenen Bescheidin
Hohe von € 4.690,00 festgesetzt. Begriindend ware ausgefihrt worden, dass die Einreichung
und Bewilligung bereits vor Kaufvertragsunterfertigung erfolgt sei und das Angebot Uber die
Errichtung des Hauses nur einige Tage danach vom Verkaufer erstellt worden sei. Aus diesem
Grund sei davon auszugehen, dass der Erwerbsvorgang auf das Grundstilick, mit dem noch zu
errichtenden Einfamilienhaus gerichtet war.

In der Begriindung zur Beschwerde wurde zunachst vorgebracht, dass der im angefochtenen
Bescheid festgestellte Sachverhalt ergdanzungsbediirftig ware als die belangte Behorde im
Wesentlichen von folgendem Sachverhalt ausgegangen ware:

Bereits vor Abschluss des Kaufvertrages sei auf der EZ ***xx*** KG xxx ein Bauprojekt der
Firma GesmbH, die Errichtung eines Doppelhauses geplant gewesen, eingereicht am 12.4.2021
und am 4.5.2021 bewilligt worden. Das Doppelhaus sei allerdings nicht zur Ausfiihrung
gekommen und es seiam4.2.2022 ein neuer Einreichplan fiir ein Einfamilienhaus von der
Firma GesmbH als Grundeigentiimer, Planverfasserund Baufiihrer eingereicht worden. Die
Kaufer seien lediglich als Bauwerber aufgetreten. Der Einreichplan sei mit Bescheid vom
xx.03.2022 bewilligt worden. Das Angebot fir die Errichtung des Hauses, ebenfalls von der
Firma GesmbH datiert mit xx.03.2022.

Da die Einreichung und Bewilligung bereits vor Kaufvertragsunterfertigung erfolgte und das
Angebot Uber die Errichtung des Hauses nur einige Tage danach vom Verka ufer erstellt worden
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sei, sei davon auszugehen, dass der Erwerbsvorgang auf das Grundstlick mit dem noch zu
errichtenden Einfamilienhaus gerichtet gewesen sei. Als Bemessungsgrundlage seien somit der
Kaufpreis des Grundstiickes als auch die Baukosten fiir jene Arbeiten, welche von der Firma
GesmbH durchgefiihrt worden sind, heranzuziehen.

Der dem Bescheid zugrundeliegende Sachverhalt ware erganzungsbedurftig und ware dieser
von der belangten Behérde zum Teil unrichtig wiedergegeben worden.

Tatsachlich wiirde sich der Sachverhalt wie folgt darstellen:

Die Firma GesmbH ware bereits seit mehreren Jahren Eigentimerin des gegenstandlichen
Grundstiicks gewesen. Nach langeren Uberlegungen wire seitens der Firma GesmbH
entschieden worden, eine Einreichung fir ein Doppelhausprojekt bei der Gemeinde abzugeben
und bewilligen zu lassen.

Von dieser Einreichung hatte die Bf. Kenntnis erlangt und bei der Firma GesmbH um einen Plan
sowie Informationen zur Ausstattung angefragt. Seitens der Firma GesmbH ware der Bf. ein
Vorentwurf Gbermittelt worden. Es hatte allerdings seitens der GesmbH keine Information
Uber Preise oder Ausstattung gegeben, da das Projekt firmenintern noch nicht kalkuliert
gewesen ware und bei den ausfiihrenden Professionisten auch noch keine Angebote angefragt
worden waren.

Die Firma GesmbH hatte zu diesem Zeitpunkt drei GroRprojekte abzuwickeln gehabt und ware
aufgrund der Corona-Pandemie mit standig steigenden Baukosten konfrontiert gewesen. Es
ware zudem zu diversen Verschiebungen seitens der Privatkunden der Firma GesmbH
gekommen und waren mehrere fertige Doppelhduser in Ort auf dem Markt beworben worden,
welche aufgrund der sinkenden Nachfrage infolge der steigenden Baukosten und der
erschwerten Kreditzusagen durch die Banken allerdings nicht verkauft werden hatten kdnnen.

Die Firma GesmbH hatte sich daher dazu entschieden, das Projekt Doppelhduser auf diesem
Grundstick auf Eis zu legen. Nachdem die Bf. und ihr Lebensgefahrte, Herr ***2*** g3llerdings
auf der Suche nach einem Baugrundstiick gewesen waren, hatten diese bei der Firma GesmbH
angefragt, ob ein Verkauf - des unbebauten - Grundstlickes firr die Firma GesmbH in Frage
kommen wirde. Dem Verkauf ware seitens der Firma GesmbH schlieflich zugestimmt worden.
Die diesbezliglichen Gesprache hatten im Juli 2021 stattgefunden.

Zu keiner Zeit ware allerdings besprochen bzw. vereinbart worden, dass die Fa. GesmbH den
Auftrag fir die Errichtung des Einfamilienhauses erhalten misste, um dem Verkauf der
Liegenschaft zuzustimmen. Nachdem die Firma GesmbH ohnehin keine Verwendung fir das
gegenstandliche Grundstiick gehabt hatte, ware dies weder Bedingung noch in irgendeiner
Form Thema bei den Verhandlungen Uber den Verkauf des gegenstdandlichen Grundstiicks
gewesen.
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Die Vertragsunterfertigung hatte an sich bereits im Juli 2021 stattfinden sollen. Die folgenden
Monate waren seitens der Bf. allerdings von Krankenstanden und einem schlechten
Gesundheitszustand gepragt gewesen, wodurch dieses Thema weiter aufgeschoben werden
hatte missen. Wie sicham 5.10.2021 letztlich herausgestellt hatte, waren die gesundheitlichen
Beschwerden der Bf. zum Grof3teil auf eine bis dahin unentdeckte Schwangerschaft
zurlickzufiihren. Die Bf. hatte infolge gesundheitlicher Probleme den vorzeitigen Mutterschutz
antreten und bis Februar 2022 Bettruhe einhalten mussen.

Der Kaufvertrag fiir gegenstandliches Grundstiick hatte schlieBlich am xx.03.2022 beglaubigt
unterfertigt werden kénnen. Urspriinglich hdtte die Bf. vorgehabt, erst zu einem spateren
Zeitpunkt mit dem Bau des Einfamilienhauses zu beginnen. Aufgrund der
Schwangerschaftsdiagnose Anfang Oktober 2021 hatten sich die Bf. und deren Lebensgefahrte
allerdings dazu entschieden, den Baubeginn vorzuziehen, damit ein Auszug aus der aktuellen
Wohnung bzw. Umzug in das neu zu errichtende Eigenheim vorgezogen werden kdnne. Aus
diesem Grund hatte die Bf. bereits ab Oktober 2021 mit der Planung ihres Einfamilienhauses
begonnen.

Um keine weitere Zeit zu verlieren ware schlieflich auch die Einreichung noch im Februar 2022
erfolgt. Da die Bf. zum Zeitpunkt der Einreichung noch keine Angebote fiir das doch eher
kurzfristig geplante Eigenheim gehabt hatte, hatte sich die Firma GesmbH dazu bereit erklart,
die Einreichunterlagen nicht nur als Planverfasser, sondern auch als Baufiihrer zu
unterfertigen. Der Bf. ware allerdings - Giber ausdriickliche Nachfrage noch vor der Einreichung
- sowohl seitens der Gemeinde als auch der Fa. GesmbH zugesichert worden, dass der
Baufiihrer bis zum Einbringen der Baubeginnanzeige noch gedandert werden kénne. Auch zu
diesem Zeitpunkt wadre keinerlei Bedingung seitens der Firma GesmbH gestellt worden, dass
irgendwelche Auftrage erteilt werden missen.

Aufgrund des Zeitdrucks hatten sich die Bf. und deren Lebensgefahrte letztlich dazu
entschieden, nur bei zwei lokalen Bauunternehmen ein Angebot fiir deren Eigenheim
anzufragen. Dabei hatte es sich eben einerseits um die Firma GesmbH, andererseits um die
Firma Name aus Ort gehandelt. Beide Angebote waren der Bf. erst nach Unterfertigung des
Kaufvertrages zugegangen. Aufgrund des glinstigeren Angebotes der Firma GesmbH ware
schlieBlich auch die finale Entscheidung bzw. Beauftragung der Firma GesmbH erfolgt.

Es wdre zum Zeitpunkt der Kaufvertragsunterfertigung noch nicht klargewesen, welches
Unternehmen mit der Baufiihrung beauftragt werden wiirde. Weder ware es inirgendeiner
Weise besprochen oder vereinbart gewesen, noch wiirden sich im Kaufvertrag bzw. sonstigen
Unterlagen Hinweise darauf finden, dass der Verkauf des Grundstiickes durch die Firma
GesmbH an die Bedingung gekniipft worden ware, dass auch der spatere Hausbau mit der
Firma GesmbH erfolgen misste. Dies ware tatsachlich auch nie Thema gewesen.
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Auch die im Zuge der Einreichung angegebene Baufiihrereigenschaft der Firma GesmbH wiirde
Uberhaupt keine bindende Rechtsgrundlage darstellen, da der Baufiihrer eben bis zum

Einbringen der Baubeginnanzeige jederzeit hatte geandert werden kénnen.

Die Bf. hatte auch erst nach beglaubigter Unterfertigung des Kaufvertrages ein Angebot der
Firma GesmbH erhalten. Es ware nach Erhalt des zweiten Angebotes schliel’lich die
Beauftragung der Firma GesmbH erfolgt, wobei der konkrete Auftragsumfang vorerst noch
offengeblieben ware. Die Fa. GesmbH ware seitens der Bf. letztlich auch nicht mit allenin
deren Angebot enthaltenen Positionen beauftragt worden. Einige Arbeiten waren bei dritten
Unternehmen in Auftrag gegeben worden; der tatsachliche Auftragsumfang der Fa. GesmbH

ware sohin erst Monate nach dem Baubeginn festgestanden.

Es konne also keine Rede davon sein, dass die Errichtung des Gebdaudes mit dem
Grundstlckserwerb in einer finalen Verknlpfung gestanden, geschweige denn eine
Verpflichtung der Bf. gegenliber der GesmbH als Verkauferin bestanden hatte, das Grundstiick

mit einem von der Verkauferin zu errichtenden Wohnhaus zu erwerben.

Die Bf. und deren Lebensgefahrte waren alleine fir die bauliche Gestaltung des Gebdudes
verantwortlich gewesen. Die Fa. GesmbH hatte darauf in keiner Weise Einfluss genommen

bzw. hatte darauf auch keinen Einfluss nehmen kdnnen.

Das Baurisiko ware ebenfalls alleine von der Bf. und deren Lebensgefdahrten getragen worden,
schlieBlich waren die beiden - und nicht die Fa. GesmbH oder ein Dritter - den ausfiihrenden
Unternehmen gegeniber berechtigt und verpflichtet gewesen.

- Begriindungsmangel

Die belangte Behorde wiirde die Festsetzung der Grunderwerbsteuer in der genannten Hohe
lediglich mit der zeitlichen Abfolge der Einreichung, Kaufvertragsunterfertigung und
Einreichung sowie mit der Angabe der Fa. GesmbH als Baufihrerin in der Einreichung
begriinden.

Diese Umstande alleine vermogen allerdings keinesfalls die Annahme zu rechtfertigen, dass die
Baukosten der Fa. GesmbH als Gegenleistung iSd § 5 GrEStG 1987 anzusehen waren. Die
belangte Behorde hatte sich in keiner Weise damit auseinandergesetzt, dass die Bf. erst nach
Unterfertigung des Kaufvertrages und nach Einreichung Angebote fiir die Errichtung seines
Einfamilienhauses eingeholt hdtte, der Auftrag an die Fa. GesmbH erst nach Erhalt eines
weiteren (teureren) Angebotes, nach Unterfertigung des Kaufvertrages und nach Einreichung
erfolgt ware. Zum Zeitpunkt der Auftragserteilung an die Fa. GesmbH ware zudem der
Auftragsumfang noch in keiner Weise festgestanden. Die Fa. GesmbH ware ja letztlich auch nur
mit einzelnen in deren Angebot enthaltenen Positionen beauftragt worden.
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Auch wiirde die belangte Behdrde vollig Gbergehen, dass die Bf. ihr Einfamilienhaus ganzlich
selbst geplant hatte und nicht an ein bestimmtes, durch die Planung des Verkdufers oder eines
mit diesem zusammenarbeitenden Organisator vorgegebenes Konzept gebunden gewesen
ware und das alleinige wirtschaftliche Risiko bei der Bf. und deren Lebensgefahrten gelegen
ware. Seitens der Bf. hatte es auch keine wie auch immer geartete Verpflichtung gegeniiber
der Fa. GesmbH gegeben, ein Gebdude auf dem Grundstiick zu errichten.

Was letztlich bleiben wiirde - betrachte man die Umstdnde in einer Gesamtschau —ware
lediglich ein zeitlicher Zusammenhang zwischen der Unterfertigung des Kaufvertrages und der
Einreichung, der fiir sich alleine genommen aber keinesfalls ausreichen kbnne, um die
Baukosten der Fa. GesmbH - gegeniiber der es abgesehen vom Kauf des unbebauten
Grundstiickes seitens der Bf. keine wie auch immer geartete Verpflichtung gegeben hatte - als
Gegenleistung iSd § 5 GrEStG 1987 anzusehen. Im vorliegenden Fall wiirde es jedenfalls an
einem inneren, wirtschaftlichen oder tatsachlichen Zusammenhang mangeln, der die Annahme

der Baukosten als Gegenleistung rechtfertigen wiirde.
- unrichtige rechtliche Beurteilung

Nach stéandiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ware Gegenleistung iSd § 5
GrEStG 1987 alles, was der Erwerber Uiber den Kaufpreis hinaus fir das unbebaute Grundstlick
aufwenden muss. Fir die abgabenrechtliche Beurteilung eines Erwerbsvorganges ware der
Zustand eines Grundstiickes malRRgebend, in dem dieses erworben werden soll. Erbringe der
Kaufer im Hinblick auf die Bebauung eines Grundstilicks neben dem als Kaufpreis bezeichneten
Betrag weitere Leistungen - an wen auch immer -, ware zur Ermittlung der zutreffenden
Bemessungsgrundlage auf den Besteuerungsgegenstand zurlickzugreifen und zu fragen, in
welchem koérperlichen Zustand des Grundstiickes der Rechtserwerb von der
Grunderwerbsteuer erfasst werde.

Gegenstand eines der Grunderwerbsteuer im Sinne des § 1Abs. 171
Grunderwerbsteuergesetz 1987 unterliegenden Kaufvertrages konne auch eine kiinftige Sache
sein.

Ist der Grundstlickserwerber an ein bestimmtes, durch die Planung des Verkaufers oder eines
mit diesem zusammenarbeitenden Organisators vorgegebenes Konzept gebunden, dann ware
ein Kauf mit herzustellendem Gebdude anzunehmen, selbst wenn (iber dessen Herstellung
gesonderte Vertrage abgeschlossen werden und diese zeitlich nachgelagert sind. Bei einem
solchen Kaufer zahlen auch die Herstellungskosten fiir das projektierte Gebaude zur
Gegenleistung (VWGH 17.10.2001, 2001/16/0230).

Steht die Leistung des Erwerbers in einem unmittelbaren, tatsachlichen und wirtschaftlichen
oder "inneren" Zusammenhang mit dem Erwerb des Grundstiickes, dann ware sie als
Gegenleistung im Sinne des GrEStG anzusehen. Fir die Frage nach der finalen Verknipfung
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zwischen Erwerbsgegenstand und Gegenleistung ware es unerheblich, ob mehrere
abgeschlossene Vertrage nach dem Willen der jeweils vertragschlielenden Parteien
zivilrechtlich ihrem Bestand nach voneinander abhangig sein sollen. Entscheidend fir die
Qualifikation einer Leistung als Gegenleistung im Sinne des § 5 Abs. 1 Z 1 GrEStG ware, dass die
Verpflichtung zur Leistung auf den Erwerb des Grundstiicks in dem Zustand, in dem es zum
Erwerbsgegenstand gemacht wurde, bezogen ist.

Ob auch die Baukosten als Gegenleistung zu qualifizieren sind, wiirde davon abhdngen, wer als
Bauherr im grunderwerbsteuerrechtlichen Sinn zu qualifizieren ist: Erfillt der VerauBerer die
Voraussetzungen fir die Bauherreneigenschaft, waren die Errichtungskosten Teil der
Bemessungsgrundlage. Tritt hingegen der Erwerber selbst als Bauherr auf, ware nach st Rsp
des VWGH lediglich der Kaufpreis des Grundstiicks der Grunderwerbsteuer zu unterwerfen.

Zur Beurteilung der Bauherreneigenschaft waren die vom VwWGH entwickelten Kriterien
heranzuziehen. Dabei wiirde es sich um blof3e Indizien mit unterschiedlichem Gewicht handeln
(VWGH 17. 2. 1983, 82/16/0143 bis 0150), bei deren Abwigung auf das Uberwiegen
abzustellen ware und nicht auf das Fehlen einzelner Voraussetzungen. Wer das technische und
wirtschaftliche Baurisiko tragt (VWGH 13. 12. 1984, 82/16/01114), auf die Planung und
Gestaltung des Gebaudes Einfluss nimmt und gleichzeitig als Bauwerber nach auflen (etwa
gegenlber der Baubehorde) in Erscheinung tritt (VWGH 19. 4. 1995, 89/16/0156), ware
demnach Bauherr. Weiters ware der einheitliche Wille der Parteien auf Erwerb oder
VerduRerung eines Grundstiicks samt Bauwerk entscheidend (VWGH 17.11. 1983, 81/16/0242;
vgl dazu allgemein Winter, Die Bauherrnproblematik im Steuerrecht, NZ 1984, 165).

Der VWGH hatte bereits mehrfach klargestellt, dass der Kaufer als Bauherr anzusehen ist
(weshalb die Baukosten nicht in die Gegenleistung einzubeziehen sind), wenn er auf die
bauliche Gestaltung des Gebdudes Einfluss nehmen kann, das Baurisiko tragt, dh er den
ausfihrenden Unternehmen gegenlber unmittelbar berechtigt und verpflichtet ist sowie, dass
er das finanzielle Risiko tragt und somit kein Fixpreis vereinbart ist (vgl zB VWGH 24. 5. 1971,
Slg 4234/F oder 30. 1.2014,2013/16/0078).

Lege man diese Grundsatze nunmehr auf den vorliegenden Fall um, so wiirde sich klar
ergeben, dass die Bf. zweifelsfrei als Bauherr zu qualifizieren ware. Bereits aus der Einreichung
wirde hervorgehen, dass - wie dies auch von der belangten Behorde festgestellt worden wére
- die Bf. nach auBen als Bauwerber aufgetreten ware. Die alleinige Entscheidung ob der
Planung und Gestaltung des Hauses ware bei der Bf. und deren Lebensgefdhrten gelegen,
welche schlieBlich auch das alleinige Baurisiko zu tragen gehabt hatten. Dass kein Fixpreis
vereinbart worden ware, wiirde sich bereits daraus ergeben, dass einerseits der genaue
Auftragsumfang erst Monate nach Baubeginn festgestanden ware und der Preis gegenliber
dem Angebot zum Teil abweichen wiirde.

Die Bf. und deren Lebensgefahrte hatten das alleinige finanzielle Risiko fiir die Errichtung des
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Gebaudes getragen und natiirlich auch samtliche ausfiihrenden Unternehmen direkt
beauftragt und waren diesen gegeniliber somit unmittelbar berechtigt und verpflichtet.

Ausgehend von der st Rsp des VWGH wirden im vorliegenden Fall die Voraussetzungen fir die
Annahme der Baukosten als Gegenleistung iSd § 5 Abs. 1 Z 1 GrEStG nicht vorliegen.

Es wurde in der Beschwerde die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung und die
Entscheidung durch den gesamten Senat beantragt. Das Beschwerdebegehren lautet auf
ersatzlose Aufhebung des angefochtenen Bescheides bzw. in eventu auf Abdanderung
dahingehend, dass die Grunderwerbsteuer mit dem (selbstberechneten) Betrag iHv € 1.487,50
anstatt mit einem Betrag iHv € 4.690,00 festgesetzt wird.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 2. Februar 2023 wies das Finanzamt die Beschwerde
vom 18.1.2023 mit folgender Begriindung ab:

Mit Kaufvertrag vom xx.03.2022 hatte die Bf. und Herr ***2*** die EZ ***xx*** KG xxx, auf
welcher bereits ein Bauprojekt bewilligt war, von der Firma GesmbH erworben. Bereits am
12.4.2021 ware das Ansuchen um Errichtung eines Doppelhauses von der Fa. GesmbH bei der
Gemeinde eingelangt. Dieses ware nicht zur Ausfiihrung gekommen, es ware zu einer
Plandanderung gekommen und mit 4.2.2022 wadre es zur Einreichung Uber die Errichtung eines
Einfamilienhauses mit der Bf. und Herrn ***2*** 3|s Bauwerber und der Fa. GesmbH als
Grundeigentimer, Planverfasserund Baufiihrer gekommen, welche am xx.03.2022 bewilligt
worden wadre.

Das Angebot fir die Errichtung des Hauses, ebenfalls von der Firma GesmbH, dem VerdauRerer
der Liegenschaft, ware datiert mit dem xx.03.2022.

Im Zuge des Vorhalteverfahrens ware ein zweites Angebot von der Fa. Name vorgelegt
worden. Dieses Angebot ware benannt mit ,,Kostenschatzung 13.03.2022, wéare jedoch nicht
rechtsgliltig gefertigt worden (Datum und Unterschrift wiirden fehlen).

In der Beschwerde ware eingewendet worden, dass das Grundstlick ohne der Bedingung ein
Gebdude mit der Fa. GesmbH zu errichten erworben worden ware. Die Anschaffung des
Grundstlickes ware in keiner Verknlpfung mit der Errichtung eines Gebdudes gelegen. Die
Errichtung des Hauses mit der Fa. GesmbH ware Zufall gewesen und hatte sich durch Priifung
eines anderen Angebotes einer anderen Baufirma ergeben.

Der fiir den Umfang der Gegenleistung maRgebliche Gegenstand des Erwerbsvorganges werde
nicht nur bestimmt durch das den Ubereignungsanspruch begriindende Rechtsgeschift selbst,
sondern auch durch die mit diesem Rechtsgeschaftin rechtlichem und objektiv sachlichem
Zusammenhang stehenden Vereinbarungen, die insgesamt zu dem Erfolg fiihren, dass der
Erwerber ein Einfamilienhaus erhalt.
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Aufgrund der bereits erfolgten Vorplanung, - z.B. Einreichplan der Fa. GesmbH vom 12.04.2021
- wonach eindeutig ein Projekt bestanden hatte, und der Einreichplananderung vom 4.2.2022
ware davon auszugehen, dass im mafRgeblichen Zeitpunkt des Grundstlickskaufes der Erwerb
eines bebauten Grundstlickes beabsichtigt gewesen ware.

Durch die Annahme des vorbereiteten einheitlichen Angebotes ware unabhangig von einer
Anderung der planmiRigen Gestaltung, die Bauherrneigenschaft nicht gegeben. Da sich die
Grundstickserwerber in ein vorliegendes Konzept einbinden hatten lassen, waren die
Errichtungskosten fiir das Haus in die Bemessungsgrundlage einbezogen worden.

Die Schlussrechnung in Hohe von € 183.000,00 der Fa. GesmbH ware mit der
Vorhaltsbeantwortung vom 09.12.2021 Gbermittelt worden.

Mit Schreiben vom 1.3.2022, das am selben Tag zur Post gegeben wurde, stellte die Bf. einen
Vorlageantrag, indem sie die in der Beschwerde gestellten Antrage auf Durchfiihrung einer
mindlichen Verhandlung und auf Entscheidung durch den gesamten Senat wiederholte.

Mit Vorlagebericht vom 17.6.2024 legte das Finanzamt die Beschwerde vom 18.1.2023 dem

Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor und gab zur Beschwerde folgende Stellungnahme
ab:

Das Finanzamt verweist auf die ausfihrliche Begriindung im Bescheid sowie in der
Beschwerdevorentscheidung und fuhrt erganzend dazu aus:

Hinsichtlich der zeitlichen Komponente des Ankaufs des Grundstlicks am xx.03.2022 und dem
Angebot der Firma GesmbH Ges.m.b.H vom xx.03.2022, ware auf die stdndige Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, wonach bei Einbindung der Grundstiickskaufer in
ein bereits geplantes Bauprojekt - aufgrund eines ihnen vorgegebenen, allenfalls auch auf
mehrere Urkunden sowie auf mehrere Vertragspartner aufgespalteten , Vertragsgeflechtes” -
die damit zusammenhangenden Kosten bzw. Leistungen der Erwerber (insbesondere die
Baukosten) Teil der Bemessungsgrundlage waren (vgl. VWGH 20.12.2023, Ra 2023/16/0033,
VWGH 10.4.2008, 2007/16/0223, jeweils mwN). Auf die zeitliche Abfolge der jeweiligen
Vertragsabschlisse wirde es in diesen Fallen daher nicht ankommen, wie der
Verwaltungsgerichtshof bereits mehrfach entschieden hatte (vgl. erneut VWGH 20.12.2023, Ra
2023/16/0033, sowie etwa VwWGH 30.1.2014, 2013/16/0078, VWGH 6.11.2002, 99/16/0204).

Nach der standigen Rechtsprechung des VWGH ware Gegenleistung auch alles, was der
Erwerber Uber den Kaufpreis hinaus fiir das unbebaute Grundstiick aufwenden muss. Fir die
abgabenrechtliche Beurteilung eines Erwerbsvorganges ware der Zustand eines Grundstiickes

mafgebend, in dem dieses erworben werden soll.

Erbringt der Kaufer im Hinblick auf die Bebauung eines Grundstilicks neben dem als Kaufpreis

bezeichneten Betrag weitere Leistungen - an wen auch immer -, ware zur Ermittlung der
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zutreffenden Bemessungsgrundlage auf den Besteuerungsgegenstand zuriickzugreifen und zu
fragen, in welchem koérperlichen Zustand des Grundstiickes der Rechtserwerb von der GrESt
erfasst wird. Diese Leistungen kdnnten also auch an Dritte erbracht werden, insbesondere an
einen vom VeraulRerer verschiedenen Errichter eines Gebaudes auf dem erworbenen
Grundstulck. Voraussetzung fir die Einbeziehung der Baukosten ware, dass die Errichtung des
Gebdudes mit dem Grundstiickserwerb in einer finalen Verkniipfung steht. Wenn also etwa der
Grundstiickserwerber an ein bestimmtes, durch die Planung des Verkdufers oder eines mit
diesem zusammenarbeitenden Organisators vorgegebenes Gebdude gebunden ware, dann
ware ein Kauf mit herzustellendem Gebdaude anzunehmen. Dabei wiirde es nicht darauf
ankommen, dass liber Grundstiickskauf und Gebaudeerrichtung unterschiedliche Vertrage
abgeschlossen wurden (vgl. VWGH 30.09.2004, 2004/16/0081).

Weiters ware darauf hinzuweisen, dass die Angebote der Firma Name und Name urspriinglich
auf die Firma GesmbH Ges.m.b.H ausgestellt worden waren.

Aus dem Sachverhalt wiirde sich fiir das Finanzamt Osterreich ergeben, dass ein finaler
Zusammenhang der zur Errichtung des Hauses auf dem Grundstiick und den erbrachten
Leistungen der Parteien mit dem Erwerb des Grundstiicks gegeben gewesen ware.

Das Finanzamt Osterreich, Dienststelle Sonderzustindigkeiten beantragt daher, die
Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.

Am 28. Mai 2026 erfolgte die in der Beschwerde beantragten Einvernahmen der Bf., ***2%***
und Name. Die Niederschriften Uber diese Einvernahmen wurden den Parteien des
Beschwerdeverfahrens bereits ausgefolgt. Nach der Einvernahme der Bf. erklarte der
steuerliche Vertreter der Bf. namens der Bf., dass der im Vorlageantrag gestellte Antrag auf
Entscheidung durch den gesamten Senat zurlickgezogen wird und wurde diese Erklarung
niederschriftlich festgehalten.

Mit Schriftsatz vom 2.6.2026 erklarte die Bf., dass auf die Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung verzichtet wird. Dieser Schriftsatz wurde mit Beschluss vom 3.6.2026 dem
Finanzamt zur Kenntnis gebracht und wurde die belangte Behérde eingeladen, binnen einer
Frist von zwei Wochen ab Kenntnis dieses Beschlusses mitzuteilen, ob ein Antrag auf
Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung durch die Amtspartei gestellt wird. Dieser
Beschluss wurde an das Finanzamt am 3. Juni 2026 elektronisch zugestellt.

Die belangte Behorde hat innerhalb der mit Beschluss vom 3. Juni 2026 gesetzten Frist keinen
Antrag auf Abhaltung einer miindlichen Verhandlung gemaR § 274 Abs. 1 letzter Absatz BAO
idF BGBI | Nr. 97/2025 gestellt.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die ***GesmbH***, die am xx.xx.1998 zu FN Nummer im Firmenbuch des Landesgerichts LG
eingetragen wurde, hat im Marz 2009 die Liegenschaft EZ ***xx*** KG xxx mit dem
Grundstiick Nr. xxx mit einer Flache von ***3*** m2 (im Folgenden: EZ ***xx***) erworben.
Seit xx.xx.1999 ist Name Alleingeschaftsfihrer der ***GesmbH***, der der Onkel von ***2%**

ist.

Grund fir diesen Erwerb war, dass die bisherigen Eigentliimer von der ***GesmbH*** ein
Einfamilienhaus haben errichten lassen und die letzte Teilrechnung nicht bezahlen konnten.
Zum Teil an Zahlungs Statt (§ 1414 ABGB) hat die ***GesmbH*** die EZ ***xx*** erhalten. Im
Jahr 2009 hatte die ***GesmbH*** noch keine Uberlegungen betreffend die Art der
Verwertung der EZ ***xx*** angestellt.

Im Jahr 2020 hat die ***GesmbH*** mit der Planung eines Doppelhauses auf der EZ ***xx***
begonnen. Am 5.4.2021 hat die ***GesmbH*** bei der Gemeinde Gemeinde als zustandige
Baubehorde ein Bauansuchen fir die Errichtung eines Doppelhauses auf der EZ ***xx***
eingereicht, dem mit Bescheid vom 4.5.2021 vom Birgermeister der Gemeinde Gemeinde die

Baubewilligung erteilt wurde.

Ende des Jahres 2020 bzw. im ersten Quartal des Jahres 2021 hat die Bf. bzw. ihr
Lebensgefdhrte ***2*** yon Dipl.Ing. Name, die die Schwester von ***2*** ist und bei der
***GesmbH*** als Planerin - auch in den Jahren 2020 bis 2022 (und auch davor und danach) —
angestellt war, erfahren, dass die ***GesmbH*** auf der EZ ***xx*** die Errichtung eines

Doppelhauses plant.

Die Bf. bzw. ihr Lebensgefahrte sind in der Folge an die ***GesmbH*** wegen des Projektes
auf der EZ ***xx*** herangetreten und haben Einsichtin einen Planungsentwurf fir ein
Doppelhaus erhalten. Es wurde ihnen auch ein 3-D Rendering dieses Doppelhaues gezeigt.

Ab dem Sommer 2021 hat es zwischen der Bf., ihrem Lebensgefdahrten und Name (fir die
***GesmbH***) Gesprache liber den Erwerb der EZ ***xx*** samt Doppelhaus gegeben.
Sowohl die Bf. als auch deren Lebensgefahrte haben sich bei Name nach dem ungefahren Preis
flr die Errichtung des Doppelhauses auf der EZ ***xx*** samt Grund (flr eine Haushalfte)
erkundigt. Name hat der Bf. sowie deren Lebensgefahrten keinen konkreten Preis genannt,
weil das Projekt zu diesem Zeitpunkt noch nicht durchkalkuliert war. Vielmehr konnte Name
der Bf. und ihrem Lebensgefahrten nur mitteilen, in welche Richtung des etwa gehen kdnnte —

mit einer Bandbreite von ca. € 30.000.
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Im Juli 2021 wurde der Bf. und ihrem Lebensgefahrten von Name bekanntgegeben, dass die
Errichtung des Doppelhaues auf der EZ ***xx*** aus wirtschaftlichen Griinden wie
insbesondere aufgrund standig steigender Baukosten bei drei zu diesem Zeitpunkt laufenden
GrolRprojekten fir die ***GesmbH*** nicht moglich ist und daher dieses Projekt von der
***GesmbH*** abgebrochen wird. Zu diesem Zeitpunkt wurden in der ndchsten Umgebung
von StraRe Reihenhduser und Doppelhduser auf ,,Immobilienseiten” wie zB auf einschlagigen
Internetplattformen angeboten und wurde Name von einem Makler, mit dem die
***GesmbH*** gelegentlich zusammengearbeitet hat, mitgeteilt, dass ein Verkauf eines
Doppelhauses zu diesem Zeitpunkt sehr schwierig ware.

Ende Juli 2021 wurde sodann von der Bf. und ihrem Lebensgefdhrten der ***GesmbH*** in
der Person von Name mitgeteilt, dass die Bf. und ihr Lebensgefdhrte die EZ ***xx*** erwerben
wollen und sie darauf ein Einfamilienhaus zu errichten beabsichtigen, wobei zu diesem
Zeitpunkt weder der Zeitpunkt der Errichtung festgestandenist noch hat es eine Planung
gegeben bzw. Uberlegungen welches Unternehmen mit der Errichtung beauftragt werden
kdnnte. Zu diesem Zeitpunkt hat es noch keine Vertragsentwiirfe betreffend den Grundkauf
von der ***GesmbH*** — noch andere Vertragsentwirfe mit der ***GesmbH*** - gegeben.

Name hat der Bf. und ihrem Lebensgefahrten mitgeteilt, dass die ***GesmbH***
einverstanden ist, die EZ ***xx*** dh. nur das Grundstlick alleine ohne Errichtung eines
Gebaudes, andie Bf. und ihren Lebensgefdhrten zu veraulRern, weil die ***GesmbH***
Liquiditat aus dem Grundverkauf benétigt hatte.

Im Juli 2021 war von der Bf. und ihrem Lebensgefahrten geplant nach dem Erwerb der EZ
*xExx*** auf diesem Grundstlick nicht sofort ein Einfamilienhaus zu errichten, sondern das

dies erst zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen sollte.

Die Verhandlungen mit der ***GesmbH*** (iber den Erwerb der EZ ***xx***, dh.
insbesondere lber den Kaufpreis, sind in der Folge allerdings nicht weitergefihrt worden, weil
die Bf. erkrankt ist bzw. ihr es aufgrund der zunachst nicht entdeckten Schwangerschaft
korperlich nicht gut gegangenist.

Anfang Oktober 2021 wurde festgestellt, dass die Bf. schwanger ist. Aufgrund dieses
Umstandes haben die Bf. und ***2*** den Entschluss gefasst, die Errichtung eines
Einfamilienhauses auf der EZ ***xx*** zeitlich vorzuziehen. Die Bf. und ***2*** haben sodann
Dipl.Ing. Name ersucht sie bei den Planungen des Einfamilienhauses zu unterstiitzen und
insbesondere den der Baubehdrde vorzulegenden Einreichplan zu erstellen. Dipl.Ing. Name hat
sich dazu im eigenen Namen, dh. nicht fir die ***GesmbH***, dazu bereit erklart der Bf. und
ihrem Lebensgefahrten bei der Planung des Einfamilienhauses auf der EZ ***xx***
unentgeltlich zu unterstitzen und hat gemeinsam mit der Bf. und ***2*** die Planung eines
Einfamilienhaues vorgenommen. Insbesondere hat DI Name einen Einreichplan erstellt. Die Bf.
und deren Lebensgefdahrte waren sohin fiir die bauliche Gestaltung des Gebdudes
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verantwortlich. Die ***GesmbH*** hat auf die bauliche Gestaltung des Einfamilienhauses
keinen Einfluss genommen bzw. hatte darauf auch keinen Einfluss nehmen kénnen.

Der Einreichplan fir die Errichtung eines Einfamilienhauses, der von Dipl.Ing. Name erstellt
wurde, wurde am 11.2.2022 von der Bf. bei der Gemeinde Gemeinde abgegeben. Als
Bauwerber scheinen die Bf. und ***2*** quf. Als Baufiihrer —gemaR § 25 Abs. 1 der NO
Bauordnung, LGBI Nr. 1/2015 idF Nr. 32/2021, hat der Bauherr mit der Planung und
Berechnung des Bauvorhabens, einschlieRlich der Erstellung des Energieausweises, mit
Uberpriifungen und der Ausstellung von Bescheinigungen Fachleute zu betrauen, die hiezu
nach deren einschldagigen Vorschriften (z. B. gewerberechtlich oder als Ziviltechniker) befugt
sind — wurde die ***GesmbH*** angegeben. Wahrend des laufenden
Baubewilligungsverfahrens ware es moglich gewesen auch eine andere Person/Gesellschaft,
die die Voraussetzungen des § 25 Abs. 1 NO Bauordnung erfiillt, statt der ***GesmbH*** der
Baubehdrde namhaft zu machen, dh. den Bauflihrer zu wechseln. Der Einreichplan, der dem
Bauansuchen vom 11.2.2022 zugrunde gelegen ist, ist keine Anderung des Einreichplanes, der
dem Bauansuchen der ***GesmbH*** vom 5.4.2021 zugrunde gelegenist, sondern handelt es
sich um eine ganzliche Neuplanung und sohin keine Plananderung.

Im Bauverfahren hat es keine Bauverhandlung gegeben. Fir die Baubehoérde wurde das
Bauansuchen —ohne Befassung der Bauwerber bzw. des Baufihrers — von einem
Bausachverstandigen hinsichtlich der Bewilligungsfahigkeit sowie der zu erteilenden Auflagen
geprift. Es hat daneben noch Abstimmungen bzw. kurze Rickfragen der Bauamtsleiterin

gegeben, die von der Bf. wahrgenommen bzw. beantwortet wurden.

Sowohl im Zeitpunkt der Einreichung des Bauansuchens als auch davor bzw. auch nicht vor
dem Abschluss des Kaufvertrages vom xx.03.2022 bzw. im Zuge des Abschlusses dieses
Kaufvertrages hatte die ***GesmbH*** die Errichtung eines Einfamilienhauses auf der EZ
*ExXxx*** nicht geplant bzw. projektiert und waren die Bf. und ***2*** nicht in ein
Vertragsgeflecht im Zusammenhang mit dem Grundkaufvertrag vom xx.03.2022 eingebunden,
das auch die Errichtung eines Einfamilienhaues auf der EZ ***xx*** durch die ***GesmbH***

vorgesehen hat.

Am xx.03.2022 wurde zwischen der Bf. und ***2*** g|s Kdufer und der ***GesmbH*** als

Verkaufer der Kaufvertrag Gber den Erwerb der EZ ***xx*** um € 85.000,00 abgeschlossen.

Nach dem Kaufvertragsabschluss vom xx.03.2022 und zwar am xx.03.2022 wurde von der
***GesmbH*** an die Bf. und deren Lebensgefahrten ein Anbot (iber die Errichtung eines
Baumeisterhauses liber brutto € 217.680,00 gelegt. Im Zeitpunkt der Erstellung dieses Anbotes
stand nicht fest, ob bzw. welche Arbeiten fir die Errichtung des Rohbaues an die
***GesmbH*** vergeben werden. Auch war das AusmaR (Art und Umfang) der
Eigenleistungen der Bf. und ihres Lebensgefahrten noch nicht festgelegt.
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Die Bf. und ***2*** haben auch die GmbH, die zu FN Nummer im Firmenbuch des
Landesgerichts LG eingetragen ist, und deren Geschaftsfihrer der Onkel der Bf. ist, um die
Abgabe eines Anbotes fir die Errichtung eines Einfamilienhaues auf der EZ ***xx*** ersucht.
Flr die Abgabe dieses Angebotes haben die Bf. und deren Lebensgefdahrte der GmbH den
Einreichplan zur Verfliigung gestellt. Die GmbH hat auch ein mit Kostenschatzung
Uberschriebenes Angebot am 13.3.2022 (iber einen Bruttopreis von € 282.104,53 gelegt.

In der Folge haben die Bf. und ***2*** peschlossen, mit dem Aushub und dem Rohbau des
Einfamilienhauses die ***GesmbH*** zu beauftragen, weil das Angebot der ***GesmbH***
glinstiger als jenes der GmbH gewesen ist. Welche weiteren Arbeiten noch andie
***GesmbH*** wie zB die Errichtung eines Pools und einer Gartenmauer vergeben werden,
stand im Zeitpunkt der Vergabe des Aushubes und des Rohbaues nicht fest. Der Abs chluss des
Grundkaufvertrages vom xx.03.2022 war nicht bedingt durch eine Auftragsvergabe betreffend
des Rohbaues eines Einfamilienhauses an die ***GesmbH***, sondern stand zum Zeitpunkt
des Grundkaufvertrages vom xx.03.2022 noch nicht fest, welche Baufirma den Auftrag zur
Errichtung des Einfamilienhaues auf der EZ ***xx*** durch die Bf. und ***2*** erhalten wird.

Die ***GesmbH*** hat am xx.04.2022 mit dem Bau des Einfamilienhauses begonnen und am
xx.11.2022 eine Schlussrechnung Gber € 183.000,00 brutto gelegt.

Die Bf. und ihr Lebensgefahrte sind auch anderen bauausfiihrenden Unternehmen gegeniiber
selbst berechtigt und verpflichtet gewesen.

2. Beweiswiirdigung

Soweit im Folgenden nicht zu einzelnen Feststellungen Ausfiihrungen erfolgen, ergeben sich
die getroffenen Feststellungen aus dem vom Finanzamt mit Vorlagebericht vom 17.6.2024

vorgelegten Unterlagen.

Die Feststellung, dass Name seit xx.xx.1999 Alleingeschéaftsfiihrer der ***GesmbH*** ist,
ergibt sich aus dem Firmenbuch und ist auch zwischen den Parteien des Beschwerdeverfahrens
nicht strittig. Dass Name der Onkel von ***2*** st ergibt sich aus den Angaben zu den
personlichen Verhaltnissen in den Einvernahmen von Name und ***2*** yom 28.5.2026.

Der Umstand, dass die ***GesmbH*** 2009 die EZ ***xx*** von den bisherigen Eigentiimern
an Zahlungs Statt erhalten hat, ergibt sich aus der Aussage von Name (S. 2 der Niederschrift
vom 28.5.2026) sowie dem in der Urkundensammlung des Grundbuches des Bezirksgerichts
*x*k1*%* erliegenden Kaufvertrag vom 16.3.2009 (Punkt 1l.a).

Die Feststellung, dass die ***GesmbH*** im Jahr 2020 mit der Planung eines Doppelhauses
auf der EZ ***xx*** begonnen hat, ergibt sich aus der Aussage von Name als Zeuge vom
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28.5.2026 und liegen diesbezliglich keine gegenteiligen Beweisergebnisse vor. Der Umstand,
dass die ***GesmbH*** am 5.4.2021 bei der Gemeinde Gemeinde als zustandige Baubehdorde
ein Bauansuchen fir die Errichtung eines Doppelhauses auf der EZ ***xx*** eingereicht hat,
dem mit Bescheid vom 4.5.2021 vom Birgermeister der Gemeinde Gemeinde die
Baubewilligung erteilt wurde, ergibt sich aus dem angefochtenen Bescheid, dem in diesem
Punkt in der Beschwerde nicht entgegengetreten wurde.

Die Feststellung, dass die Bf. sowie deren Lebensgefdhrte Ende 2020 bzw. im ersten Quartal
2021 von der Schwester von ***2*** dje in diesem Zeitraum bei der ***GesmbH***
angestellt war, erfahren haben, dass die ***GesmbH*** auf der EZ ***xx*** die Errichtung
eines Doppelhaues plant, ergibt sich aus den diesbeziglich Gbereinstimmenden Aussagender
Bf. und ***2*** yom 28.5.2026. Da DI Name die Schwester des Bf. ist, ist auch davon
auszugehen, dass sie gewusst hat, dass der Bf. und seine Lebensgefahrtin auf der Suche nach
einem Eigenheim bzw. einer eigenen Wohnung sind (vgl. diesbeziiglich auch die Aussage der
Bf. vom 28.5.2026. S. 2:,,Wir haben auch kurz (iberlegt dieses Reihenaus kauflich zu
erwerben.” ... ,,Mein Lebensgefahrte hat ja ein anderes Baugrundstiick.”).

Die Feststellung, dass Dipl.Ing. Name bei der ***GesmbH*** in den Jahren 2020 bis 2022 —
und auch davor und danach angestellt war, ergibt sich aus den diesbeziiglich
Ubereinstimmenden Aussagen der Bf. und ***2*** yom 28.5.2026 und liegen keine

gegenteiligen Beweisergebnisse vor.

Dass die Bf. sowie ihr Lebensgefdhrte in der Folge, dh. im ersten Halbjahr 2021, an die
***kGesmbH*** wegen des Projektes auf der EZ ***xx*** herangetreten sind und Einsichtin
einen Planungsentwurf fir ein Doppelhaus erhalten haben, ergibt sich aus den Aussagen von
**k%*** der Bf. und auch von Name vom 28.5.2026 (vgl. S. 3 der Niederschrift mit Name als
Zeuge: ,Bei den Unterlagen wird es sich hdchstwahrscheinlich um die Vorentwiirfe des
Doppelhauses gehandelt haben und 3-D Bilder.” sowie S. 2 der Niederschrift mit ***2%**:
,Wir Beide haben einen Entwurf von einem Doppelhaus gesehen. Es hat auch ein 3-D
Rendering gegeben.” und S. 2 der Niederschrift mit der Bf.: ,Wir haben uns einen Entwurf

anschauen dirfen.”).

Die Feststellungen betreffend die Gesprache zwischen der Bf., ihrem Lebensgefahrten und
Name betreffend die EZ ***xx*** griinden sich auf die diesbeziiglichim Wesentlichen
Ubereinstimmenden Aussagen dieser Personen in ihrer Einvernahme am 28.5.2026 (vgl.S. 3
der Niederschrift mit dem Zeugen Name: ,Frage Richter: Haben sich die Bf. nach dem zu
zahlenden Preis fir das Grundstiick samt einem darauf zu errichtenden Gebdude erkundigt?
Antwort Zeuge: Ja, sie haben danach gefragt. Einen genauen Preis konnte ich nicht angeben.
Ich konnte Ihnen nur sagenin welche Richtung es in etwa gehen wiirde. (Mit einer Brandbreite
von ca. € 30.000) sowie S. 3 der Niederschrift mit der Bf.: ,Frage Richter: Haben Sie bzw. ihr
Lebensgefdhrte sich bei den Gesprachen mit der ***GesmbH*** nach dem ungefahren Preis
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flr die Errichtung eines Hauses auf der Liegenschaft EZ ***xx*** KG xxx erkundigt? Antwort
Frau Name: Erkundigt bezliglich des Doppelhauses haben wir uns schon, es hat aber keine
konkrete Antwort gegeben.”) sowie auf die Ausfiihrungen in der von der Bf. mit Mail vom
9.12.2022 vorgelegten Stellungnahme der GesmbH (,, Wir hatten zu diesem Zeitpunkt drei
GroBprojekte laufen, wo wir standig mit steigenden Baukosten konfrontiert waren. AuBerdem
kamen wir (Anmerkung: das ,,wir” ist wohl irrtiimlich eingefligt worden) zusatzliche finanzielle
Belastungen auf uns zu. Dazu kam es noch zu den ersten Verschiebungen unseren
Privatkunden durch steigende Baukosten und erschwerten Kreditzusagen durch die Banken®).

Die Feststellungen betreffend den Abbruch des Projektes Doppelhaus auf der EZ ***xx*** im
Juli 2021 griinden sich ebenfalls auf die diesbezliglich im Wesentlichen Gbereinstimmenden
Aussagen des Zeugen Name (vgl. S 2 f. der Niederschrift vom 28.5.2026: , Frage Richter: Wie
kam es nicht zur geplanten Errichtung des Doppelhauses auf der EZ ***xx***? Antwort Zeuge:
Weil auf der ,,Immobilienseite” zu diesem Zeitpunkt 21 Reihenhduser und Doppelhduser in der
nahersten Umgebung von Ort angeboten worden sind. Der Makler, mit dem die
***GesmbH*** gelegentlich zusammenarbeitet, hat mir mitgeteilt, dass derzeit ein Verkauf
eines Doppelhauses sehr schwierig ist.”, von ***2*** (S, 3 der Niederschrift vom 28.5.2026:
»Wir haben dann die Info bekommen das dieses Projekt nicht umgesetzt wird. Es soll sich um
irgendwelche kaufmannische Griinde gehandelt haben.”) und der Bf. (S. 3 der Niederschrift
vom 28.5.2026: ,,Ca. imJuli 2021 haben wir die Information von der ***GesmbH*** erhalten,

dass das mit dem Doppelhaus nichts wird.“).

Die Feststellung, dass Ende Juli 2021 die Entscheidung von der ***GesmbH*** getroffen
wurde, das Grundstlick EZ ***xx*** alleine, dh. ohne Errichtung eines Gebadudes, zu veraullern
grindet sich auf die glaubwirdige und in sich widerspruchsfreie Aussage von Name (vgl.S. 4
der Niederschrift vom 28.5.2026: ,Die ***GesmbH*** hat die Liquiditat aus dem Grundverkauf
bendtigt.”). Auch konnte Name nicht angeben, wann mit der Erstellung von Einreichpldanen fir
das Einfamilienhaus begonnen wurde. Dies ist deshalb glaubwiirdig, weil die Planung fiir das
Einfamilienhaus nicht im Auftrag der ***GesmbH*** erfolgt ist, sondern diese Planung die
Schwester von ***2*** ***¥Name 2*** fir die Bf. und ihren Lebensgefahrten unentgeltlich in
Zusammenarbeit mit der Bf. und ihrem Lebensgefahrten erstellt hat. Auch im Kaufvertrag vom
xx.03.2022 (=Beilage 6 des Vorlageberichts des Finanzamts vom 17.6.2024) finden sich
keinerlei Hinweise auf eine Errichtung eines Einfamilienhauses auf der EZ ***xx***. Ferner ist
auch zu bertcksichtigen, dass am Einreichplan, der bei der Gemeinde Gemeinde am 11.2.2022
eingereicht wurde, als Bauwerber die Bf. und ihr Lebensgefahrte und nicht die ***GesmbH***
aufscheinen.

Die Feststellung, dass imJuli 2021 von der Bf. und ihrem Lebensgefdhrten geplant war nach
dem Erwerb der EZ ***xx*** quf diesem Grundstiick nicht sofort ein Einfamilienhaus zu
errichten, sondern das dies erst zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen sollte, ergibt sich aus der
Aussage der Bf. (vgl.S. 4 der Niederschrift vom 28.5.2026: ,,Es hat sich dann herausgestellt,
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dass ich schwanger war. Das hat dann dazu gefiihrt, dass wir die Entscheidung getroffen
haben, das Projekt doch schneller umzusetzen.”) sowie auch von ***2*** (yg| 4 der
Niederschrift vom 28.5.2026: ,Es ist dann alles schneller gegangen, und zwar wegen der
Familienplanung, dh der Schwangerschaft meiner Lebensgefadhrtin.”).

Dass die Verhandlungen mit der ***GesmbH*** (iber den Erwerb der EZ ***xx***, dh.
insbesondere Uber den Kaufpreis, in der Folge, dh. nach Juli 2022, allerdings nicht
weitergeflihrt worden sind, weil die Bf. erkrankt ist bzw. ihr es aufgrund der zunachst nicht
entdeckten Schwangerschaft korperlich nicht gut gegangen ist, ergibt sich aufgrund der
Ubereinstimmenden Aussagen von ***2*** (yg| S. 6 der Niederschrift vom 28.5.2026: , Frage
steuerliche Vertretung: Was war der Grund das der Kaufvertrag erst im Marz 2022 erstellt
wurde? Antwort Name: ,, Das war durch die Schwangerschaft und Frithkarenz meiner
Lebensgefdhrtin bedingt.”) und der Bf. (vgl. S. 4 Niederschrift vom 28.5.2026: ,,Zur zeitlichen
Diskrepanz zwischen dem Ende Juli 2021 gefassten Beschluss die Liegenschaft zu erwerben und
ein Einfamilienhaus darauf zu errichten und dem Kaufvertragsabschluss im Marz 2022 mochte
ich folgendes angeben. Ab August 2021 ist es mir gesundheitlich immer schlechter gegangen
unter anderem auch wegen Covid 19. Es hat sich dann herausgestellt, dass ich schwanger
war.”). Auch die mit Mail der Bf. vom 9.12.2022 vorgelegten diesbeziiglichen Unterlagen
stltzen diese Feststellung (Arbeitsunfahigkeitsmeldung infolge Krankheit fiir den Zeitraum
20.7.2021 bis 30.7.2021 vom 20.7.2021 von Dr. Name; Krankenstandsbescheinigung der
***Krankenkasse *** vom 2.12.2021 betreffend Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit vom
2.11.2021 bis 30.11.2021 sowie vom 12.10.2021 fiir den Zeitraum 7.10.2021 bis 11.10.2021;
Bescheinigung gemall § 3 Abs. 3 MSchG 1979 vom xx.xx.2021 von Prim. Dr. Name;
Absonderungsbescheid betreffend COVID-19 vom xx.xx.2021 der Bezirkshauptmannschaft
*EET*E* ab xx.xx.2021).

Die Feststellung, dass die Planerstellung eines Einfamilienhauses auf der EZ ***xx*** durch
***Name 2*** gemeinsam mit der Bf. und ***2*** ohne Einbindung, dh. Befassung, der
***GesmbH*** erfolgt ist, ergibt sich zum einen aus den Ubereinstimmenden Aussagen von
*AkxQ*x* (vgl. S. 4 der Niederschrift vom 28.5.2026: ,, Frage Richter: Von wem wurden die Plane
flr ein Einfamilienhaus auf der EZ ***xx*** KG xxx erstellt? Antwort Name: Von ***Name
2*** Esistdann alles schneller gegangen, und zwar wegen der Familienplanung, dh der
Schwangerschaft meiner Lebensgefahrtin. Das war glaube ich im Herbst/Winter 2021. Frage
Richter: Haben Sie die ***GesmbH*** mit der Planerstellung beauftragt und wenn ja gibt es
dazu Unterlagen? Antwort Name: Es war so, das Frau Name zu uns am Abend nachhause
gekommen ist und die Plane fiir uns umsonst erstellt hat. Frage Richter: Haben Sie der
***GesmbH*** ein Honorar fir die Planerstellung bezahlt? Antwort Name: Nein.“) und der Bf.
(vgl. S. 4 der Niederschrift vom 28.5.2026: ,Frage Richter: Von wem wurden die Plane fiir ein
Einfamilienhaus auf der EZ ***xx*** KG xxx erstellt? Antwort Frau Name: Wir Beide
gemeinsam mit ***Name 2***. Die eigentliche Planerstellung mit dem EDV-Programm hat

Frau Name gemacht. Frage Richter: Haben Sie die ***GesmbH*** mit der Planerstellung
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beauftragt und wenn ja gibt es dazu Unterlagen? Antwort Frau Name: Nein, die
***GesmbH*** wurde damit nicht beauftragt. Das hat Frau Name fir uns selbst gemacht.
Frage Richter: Haben Sie der Frau Name ein Honorar fir die Planerstellung bezahlt? Antwort
Frau Name: Nein.”). Zum anderen wurde von der ***GesmbH*** fiir die Planerstellung der Bf.
und ***2*** kein Entgelt in Rechnung gestellt. Uberdies entspricht es der Lebenserfahrung,
dass Verwandte bereit sind ihren Angehérigen ihr berufliches Know How unentgeltlich zur
Verfligung zu stellen.

Die Feststellung, dass der Einreichplan, der dem Bauansuchen vom 11.2.2022 zugrunde
gelegenist, keine Anderung des Einreichplanes, der dem Bauansuchen der ***GesmbH***
vom 5.4.2021 zugrunde gelegen ist, ist, sondern es sich um eine ganzliche Neuplanung handelt
und sohin keine Plandanderung, ergibt sich schon daraus, dass das Bauvorhaben der
***GesmbH*** ein Doppelhaus zum Gegenstand hatte. Uberdies war die ***GesmbH*** in
die Erstellung des Einreichplanes der dem Bauansuchen vom 11.2.2022 zugrunde gelegenist,
gar nicht involviert. Auch nimmt der Baubewilligungsbescheid des Blrgermeisters der
Gemeinde Gemeinde vom xx.03.2022 keinerlei Bezug auf das Bauansuchen der
***GesmbH*** vom 5.4.2021, sondern ist Gegenstand der Baubewilligung ausschlieflich das
am 11.2.2022 bei der Gemeinde Gemeinde von der Bf. und ihrem Lebensgefahrten als
Bauwerber eingereichte Bauansuchen. Schliel’lich fehlt der Darstellung in der
Beschwerdevorentscheidung vom 2.2.2023 wonach es zu einer Plandanderung gekommen ware
jegliche nachvollziehbare Begriindung. Ebenso wenig liegt eine Vorplanung durch die

***GesmbH*** vor.

Der Umstand, dass es wahrend des laufenden Baubewilligungsverfahrens moglich gewesen
wire auch eine andere Person/Gesellschaft, die die Voraussetzungen des § 25 Abs. 1 NO
Bauordnung erfiillt, statt der ***GesmbH*** der Baubehorde namhaft zu machen, dh. den
Baufiihrer zu wechseln, ergibt sich aus § 25 Abs. 4 NO Bauordnung (,,Endet die Funktion des
Bauflhrers vorzeitig, hat er dies der Baubehorde mitzuteilen. Die ihm zur Verfligung gestellte
Ausfertigung der Baubewilligung samt Beilagen ist zurlickzustellen. Die Ausfiihrung des
Bauvorhabens ist zu unterbrechen, bis ein neuer Baufiihrer namhaft gemacht ist.”). Aus dieser
gesetzlichen Regelung folgt, dass ein Wechsel des Baufiihrers bis zum Baubeginn ohne

irgendwelche Nachteile fur die Bauwerber moglich ist.

Die Feststellung, dass es im Bauverfahren keine Bauverhandlung gegeben hat, ergibt sich aus
der Baubewilligungsbescheid der Gemeinde Gemeinde vom xx.03.2022, Aktenzeichen xxx, den
die Bf. bei ihrer Einvernahme am 28.5.2026 dem Bundesfinanzgericht vorgelegt hat (vgl. S. 4
dieses Bescheides).

Dass fiir die Baubehorde das Bauansuchen — ohne Befassung der Bauwerber bzw. des
Bauflihrers — von einem Bausachverstandigen hinsichtlich der Bewilligungsfahigkeit sowie der

zu erteilenden Auflagen gepriift wurde und es daneben noch Abstimmungen bzw. kurze
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Rickfragen der Bauamtsleiterin gegeben hat, die von der Bf. wahrgenommen bzw.
beantwortet wurden, ergibt sich aus der Einvernahme der Bf. (vgl. S. 5 der Niederschrift vom
28.5.2026: ,Es war so, dass sich der Bausachverstandige der Gemeinde das Bauansuchen
angesehen hat. Einen Kontakt mit dem Bausachverstandigen hatten wir nicht. Es hat aber
Abstimmungen bzw kurze Rickfragen mit der Bauamtsleiterin Frau Name zB. wegen des
Kanalanschlusses gegeben.”). Dass die ***GesmbH*** in das Baubewilligungsverfahren selbst
nicht involviert war, ergibt sich ebenfalls aus der Aussage der Bf. und liegen dem
Bundesfinanzgericht keinerlei Unterlagen vor, aus denen sich eine Einbindung — bis auf den
Umstand der Unterfertigung des Bauansuchens als Baufiihrer —der ***GesmbH*** in das
Baubewilligungsverfahren ergibt. Das Bauansuchenist von der ***GesmbH*** nur aus
Gefalligkeit gegenliber der Bf. und deren Lebensgefahrten, weil der Geschaftsfiihrer der
***GesmbH*** der Onkel von ***2*** st erfolgt.

Die Feststellungen, dass sowohl im Zeitpunkt der Einreichung des Bauansuchens als auch davor
bzw. auch nicht vor dem Abschluss des Kaufvertrages vom xx.03.2022 bzw. im Zuge des
Abschlusses dieses Kaufvertrages die ***GesmbH*** nicht die Errichtung eines
Einfamilienhaueses auf der EZ ***xx*** geplant bzw. projektiert hatte und die Bf. und ***2***
nicht in ein Vertragsgeflechtim Zusammenhang mit dem Grundkaufvertrag vom xx.03.2022
eingebunden waren, das auch die Errichtung eines Einfamilienhaues auf der EZ ***xx*** durch
die ***GesmbH*** vorgesehen hat, ergibt sich daraus, dass die Planung des Einfamilienhauses
auf der EZ ***xx*** durch die Bf. und ihren Lebensgefahrten zusammen mit der Schwester
von ***2*** ohne Einbindung der ***GesmbH*** erfolgt ist. Auch wurde von der Bf. und
ihrem Lebensgefahrten erst nach Abschluss des Kaufvertrages vom 11.3.2026 nicht nur ein
Anbot bei der ***GesmbH*** fiir das Einfamilienhaus eingeholt, sondern wurde auch eine
andere Baufirma, die in keiner Beziehung zur ***GesmbH*** wie zB einer
beteiligungsmaligen Verflechtung steht, um die Abgabe einer Kostenschatzung ersucht, und

zwar die GmbH.

Dass im Zeitpunkt der Erstellung des Anbotes vom xx.03.2022 nicht festgestanden ist, ob bzw.
welche Arbeiten fir die Errichtung des Rohbaues an die ***GesmbH*** vergeben werden,
griindet sich einerseits auf das Anbot selbst, weil einige Angebotspositionen wie die
Gartenmauern und die Zufahrt nur alternativ angeboten wurden. Auch bestand im Zeitpunkt
der Abgabe dieses Angebotes — und natiirlich auch vorher —der Umfang der von der Bf. und
deren Lebensgefahrten zu Gibernehmenden Eigenleistungen nicht fest wie sich aus den
Ubereinstimmenden Aussagen von ***2*** (yg| S, 5 der Niederschrift vom 28.5.2026: ,,Das
Ausmal} der Eigenleistung war noch nicht genau festgelegt.”) und der Bf. (vgl. S. 6 der
Niederschrift: , Nicht klar war der Umfang der Eigenleistungen und auch einzelne Leistungen
des Anbotes wie zB der Pool oder die Gartenmauer.”) ergibt. AuRerdem wurde von der Bf. und
deren Lebensgefahrten auch bei einer anderen Baufirma, ndmlich der GmbH, ein weiteres
Angebot eingeholt. Soweit vom Finanzamt im Vorlagebericht vom 17.6.2024 darauf verwiesen

wird, dass das Anbot der GmbH keine rechtsgiiltige Fertigung der Firma aufweisen wiirde, ist
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festzuhalten, dass in diesem Angebot, das mit einem Kalkulationsprogramm der GmbH erstellt
wurde, ein Angebotspreis im Sinne eines zivilrechtlichen Preises ausgewiesen ist und die auf
Seite 7 vorgesehene rechtsgiiltige Fertigung fiir die Annahme des Annahme des Angebotes
durch die Auftraggeber vorgesehen ist. Auch ist nicht davon auszugehen, dass bei einer
exakten Durchkalkulation des Bauprojektes sich der Angebotsleger nicht an dieses Angebot
gebunden erachten wiirde, zumal der Geschaftsfiihrer der GmbH der Onkel der Bf. ist.

Dass die Bf. und ihr Lebensgefahrte auch anderen bauausfiihrenden Unternehmen gegeniber
selbst berechtigt und verpflichtet gewesen sind, ergibt sich aus folgenden Unterlagen:

Auftragsbestatigung der Name vom 4.8.2022 sowie Rechnung vom 14.10.2022 (betrifft die
Fenster und Tlren des Einfamilienhauses)

Teilrechnungen der Name vom 22.7.2022, 11.8.2022 und 25.1.2023 (Dampfsperre Wohnhaus
und Garage; Flachdachabdichtung und Warmedammung)

Auftragsbestatigung der Firma vom 5.7.2022 sowie Rechnung vom 21.7.2022 (Klimaanlage)
Rechnung der Firma vom 20.9.2023 (Elektroinstallation)

Soweit im Vorlagebericht vom 17.6.2024 vom Finanzamt vorgebracht wird, dass die Angebote
der Firma Name und Name urspriinglich auf die Firma GesmbH Ges.m.b.H. ausgestellt worden
sind, ist festzuhalten, dass diese Angebote nicht angenommen worden sind, sondern in der
Folge Angebote andie Bf. und deren Lebensgefahrten gelegt wurden. Dies zeigt, dass die Bf.
und ihr Lebensgefahrte eben selbst im eigenen Namen die Vertrage mit den Baufirmen
abgeschlossenen haben und aus diesen Vertragen selbst unmittelbar berechtigt und
verpflichtet worden sind. Uberdies sind die Angebote, die an die ***GesmbH*** gelegt
wurden, nicht ident mit jenen, die die Bf. und ihr Lebensgefahrte angenommen haben:

So ist gibt es beispielsweise folgende Unterschiede zwischen den Angeboten der Name:
Position 30 EG Kiiche (Hohe im Angebot an die ***GesmbH***: 1.350 mm); laut Angebot an
den Bf. und dessen Lebensgefahrtin: 1.200 mm)

Position 40 EG Kiiche (Hohe im Angebot an die ***GesmbH***: 2.050 mm; laut Angebot an
den Bf. und dessen Lebensgefahrtin: 2.245 mm)
Position 60 EG AR (nur im Angebot an die ***GesmbH*** enthalten)

Die Nettosumme des Kostenvoranschlages der Name an die ***GesmbH*** firr das
Hauptdach, das Flachdach Giber dem Wohnraum, das Flachdach Gber der Garage und das
Flachdach Uber der Terrasse hat € 39.395,49 betragen. Die Nettoangebotssumme gegeniber
der Bf. und ihrem Lebensgefdhrten hat demgegentber lediglich € 34.750,00 betragen (vgl. die
3. Teilrechnung vom 25.1.2023).
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3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Stattgabe)

GemalR § 1 Abs. 1 Z 1 GrEStG 1987 unterliegen Kaufvertrage oder andere Rechtsgeschafte, die
den Anspruch auf Ubereignung begriinden, soweit sie sich auf inldndische Grundstiicke
beziehen, der GrESt.

Die Grunderwerbsteuer wird grundsatzlich vom Wert der Gegenleistung berechnet (§ 4 Abs. 1
GrEStG 1987).

GemalR §5 Abs. 1 Z 1 GrEStG 1987 ist Gegenleistung bei einem Kauf der Kaufpreis
einschlieRlich der vom Kaufer Glbernommenen sonstigen Leistungen und der dem Verkaufer
vorbehaltenen Nutzungen.

Gemal § 8 Abs. 1 GrEStG 1987 ist flir das Entstehen der Steuerschuld auf den Zeitpunkt des
steuerpflichtigen Erwerbsvorganges (Kauf des Grundstiickes) abzustellen.

Flr die abgabenrechtliche Beurteilung eines Erwerbsvorganges ist der Zustand eines
Grundstiickes maRgebend, in dem dieses erworben werden soll. Erbringt der Kaufer im
Hinblick auf die Bebauung eines Grundstiicks neben dem als Kaufpreis bezeichneten Betrag
weitere Leistungen - an wen auch immer -, ist zur Ermittlung der zutreffenden
Bemessungsgrundlage auf den Besteuerungsgegenstand zuriickzugreifen und zu fragen, in
welchem korperlichen Zustand des Grundstiickes der Rechtserwerb von der
Grunderwerbsteuer erfasst wird. Gegenstand eines der Grunderwerbsteuer im Sinne des § 1
Abs. 1Z 1 Grunderwerbsteuergesetz 1987 unterliegenden Kaufvertrages kann auch eine
kiinftige Sache sein.

Gegenstand eines nach § 1 Abs. 1 Z 1 GrEStG 1987 der GrESt unterliegenden Erwerbsvorganges
ist das Grundstiick in bebautem Zustand auch dann, wenn die Vertrage tber den Erwerb des
unbebauten Grundstiicks einerseits und des darauf zu errichtenden Gebdudes andererseits
zwar nicht durch den Willen der Parteien rechtlich verkniipft sind, zwischen den Vertragen
jedoch ein so enger sachlicher Zusammenhang besteht, dass der Erwerber bei objektiver
Betrachtungsweise als einheitlichen Leistungsgegenstand das bebaute Grundstiick erhalt. Dies
ist dann der Fall, wenn der VerauRerer auf Grund einer in bautechnischer und finanzieller
Hinsicht konkreten und bis (anndhernd) zur Baureife gediehenen Vorplanung ein bestimmtes
Gebdude auf einem bestimmten Grundstiick zu einem im Wesentlichen feststehenden Preis
anbietet und der Erwerber dieses Angebot als einheitliches annimmt oder nur insgesamt
annehmen kann (zB VwWGH 18.6.2002, 2001/16/0437; VwWGH 19.3.2003, 2002/16/0047).
Aufwendungen eines vertraglich an ein bestimmtes Objekt gebundenen Kaufers sind Teil der
grunderwerbsteuerrechtlich relevanten Gegenleistung und damit Bemessungsgrundlage der
Steuer. Insbesondere dann, wenn ein Erwerber an ein vom Verkaufer (oder von einem mit
diesem zusammenarbeitenden Dritten) vorgegebenes Objekt gebunden ist, ist ein Kauf mit
Gebaude (oder Wohnung) anzunehmen, auch wenn (ber die Herstellung des Gebdudes (bzw.
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der Wohnung) ein gesonderter Vertrag geschlossen wird (vgl. zB VWGH 8.9.2010,
2008/16/0014).

Nach lbereinstimmender 6sterreichischer Lehre und Rechtsprechung kommt es dabei darauf
an, ob der Erwerber rechtlich und praktisch die Moglichkeit der Einflussnahme auf sein
Bauprojekt hatte bzw. die Freiheit zur Entscheidung Uber das "Ob" und "Wie" der Bebauung
gegeben war, dh. ob er Bauherr war (vgl. Schaffer/Siller in Pinetz/Schragl/Siller/Stefaner,
GrEStG2, § 5 Rz 174 mwN).

Nach der standigen Rechtsprechung des VwWGH ist der Kaufer dann als Bauherr anzusehen,
wenn er

a) auf die bauliche Gestaltung des Hauses Einfluss nehmen kann,

b) das Baurisiko zu tragen hat, dh. dem bauausfiihrenden Unternehmen gegeniber
unmittelbar berechtigt und verpflichtet ist und

c) das finanzielle Risiko tragen muss, dh. dass er nicht bloR einen Fixpreis zu zahlen hat,
sondern alle Kostensteigerungen tGbernehmen muss, aber auch berechtigt ist, von den
Bauausfiihrenden Rechnungslegung zu verlangen (vgl. zB VWGH 14.5.2024, Ra 2022/16/0087,
0088, mwN ).

Es kommt darauf an, zu welchen Leistungen sich der Erwerber im Hinblick auf den
beabsichtigten Erwerbszustand des Grundstiickes - beispielsweise als bebaut, freigemacht oder
unbelastet - verpflichtet hat (vgl. zB VWGH 30.1.2014, 2013/16/0078, mwN). Erbringt er neben
dem als Kaufpreis bezeichneten Betrag - an wen auch immer - weitere Leistungen, sind diese
als Teil der Gegenleistung anzusehen, wenn sie mit dem Grundstiickserwerb in einer finalen
Verknlipfung stehen. Diese Leistungen kénnen also auch an Dritte - somit vom VeraulRerer
verschiedene Personen - erbracht werden, wobei es nicht darauf ankommt, ob sie auf
Grundlage - vom Kaufvertrag - unterschiedlicher Vertrage oder Vertragsurkunden geleistet
werden (vgl. nochmals VWGH 14.5.2024, Ra 2022/16/0087, 0088, mwN). Demnach kommt es
fir die Frage des Vorliegens der Bauherreneigenschaft weder darauf an, ob der VerdaulRRerer
eines Grundstlicks zu einer Bebauung verpflichtet war, noch darauf, ob sich der Erwerber
gegenilber dem Veraullerer zu einer Bebauung verpflichtet hat. Voraussetzung fiir die
Einbeziehung der Baukosten in die Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer ist, dass die
Errichtung des Gebdudes mit dem Grundstiickserwerb in einer finalen Verkniipfung steht. Bei
der Beurteilung dieses Zusammenhangs ist vom wahren wirtschaftlichen Gehalt des
Erwerbsvorganges auszugehen. Wenn also etwa der Grundstiickserwerber an ein bestimmtes,
durch die Planung des Verkdufers oder eines mit diesem zusammenarbeitenden Organisators
vorgegebenes Gebaude gebunden ist, dann ist ein Kauf mit herzustellendem Gebaude
anzunehmen.

Entscheidend ist, ob der Erwerber in ein bereits geplantes Bauprojekt - aufgrund eines ihm

vorgegebenen, allenfalls auch auf mehrere Urkunden sowie auf mehrere Vertragspartner
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aufgespalteten ,Vertragsgeflechtes” - eingebunden wurde (vgl. VWGH 20.12.2023, Ra
2023/16/0033, mwN).

Eine solche Einbindung in ein Vertragsgeflechtist aufgrund des festgestellten Sachverhaltes zu
verneinen. Wie sich aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt, hat zum Zeitpunkt des
Grundkaufvertrages vom xx.03.2022 nicht festgestanden, an wen bzw. in welchem Umfang die
Bf. und ***2*** die Errichtung des Einfamilienhauses vergeben werden und bestand auch
keine finale Verkniipfung zwischen dem Grundkaufvertrag vom xx.03.2022 und der nach
Vertragsabschluss von der Bf. und deren Lebensgefdhrten erst miindlich erteilten Vergabe des
Rohbaues und des Aushubes an die ***GesmbH*** und ist die Planung des Bauprojektes nicht
durch die ***GesmbH***, sondern durch die Bf. und ihren Lebensgefdahrten zusammen mit
***Name 2*** erfolgt.

Soweit das Finanzamt im angefochtenen Bescheid und in der ergangenen
Beschwerdevorentscheidung die Bauherreneigenschaft der Bf. deswegen verneint, weil das
Bauansuchen vom 4.2.2022 von der ***GesmbH*** als Baufilihrer eingereicht wurde, ist
zunachst auf die Ausfiihrungen unter Punkt 11.2 dieser Entscheidung zu verweisen, wonach ein
Wechsel des Baufiihrers bis zum Baubeginn ohne irgendwelche Nachteile fur die Bauwerber
moglich gewesenist sowie die ***GesmbH*** selbst in das Baubewilligungsverfahren nicht
involviert war und die Anfiihrung der ***GesmbH*** als Baufiihrer —infolge des bei der Bf.
und ihrem Lebensgefdahrten bestehenden Zeitdruckes wegen der Schwangerschaft der Bf. — nur
aus Gefalligkeit, der Geschaftsfihrer der ***GesmbH*** ist der Onkel von ***2*** erfolgt ist.
Uberdies ist nach der Rechtsprechung des VWGH nur das Auftreten des VerduRerers gegeniiber
der Baubehorde als Bauwerber ein Indiz gegen die Annahme der Bauherreneigenschaft des
Grundstlickserwerbers (vgl. zB VWGH 8.9.2010, 2008/16/0014, sowie die bei Schaffer/Siller in
Pinetz/Schragl/Siller/Stefaner, GrEStG? § 5 Rz 188 unter FN 429 zitierte Rechtsprechung des
VwWGH). Bauwerber des Bauansuchens vom 4.2.2022 waren aber die Bf. und ihr Lebensgefadhrte
und nicht die ***GesmbH***,

Auch haben die Bf. und ihr Lebensgefahrte die Vertrage mit den einzelnen Baufirmen im
eigenen Namen abgeschlossen, weswegen sie aus diesen auch unmittelbar berechtigt und
verpflichtet waren und konnten nur sie Gewahrleistungs-, Garantieanspriiche sowie auch
Schadenersatzanspriiche zB aus Verzogerungen aus diesen geltend machen, weswegen sie
auch das Baurisiko getragen haben.

Ferner haben die Bf. und ihr Lebensgefahrte auch das finanzielle Risiko —auch aus dem Auftrag
gegenuber der ***GesmbH*** getragen — weil der Umfang der von der ***GesmbH*** zu
erbringenden Arbeiten auch bei Baubeginn noch nicht festgestanden ist. Ferner weicht der
Umfang und der Preis der von der ***GesmbH*** der Bf. und ihrem Lebensgefahrten
verrechneten Arbeiten zum Teil vom Angebot ab — wie sich beispielsweise aus denim
Folgenden angefiihrten Positionen ergibt - woraus folgt, dass keine Fixkostenvereinbarung mit
der ***GesmbH*** getroffen wurde:
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Laut Angebot vom Preis (netto) Laut Schlussrechnung Preis (netto)
xx.03.2022 vom xx.11.2022
Ca. 300 m?2 a € 19 bauseits 360 m? Aushubverfuhr € 6.840,00
Aushubverfuhr
Aushub und Rollierung € 4.656,00 sowie Aushub und Rollierung | € 5.304,00
herstellen bauseits zu herstellen
erbringende
Leistungen
Feuchtigkeitsabdichtung | € 2.638,00 sowie Feuchtigkeitsabdichtung | € 4.582,00
der K-Wande gegen bauseits zu der K-Wande gegen
Erdfeuchte erbringende Erdfeuchte
Leistungen
Hinterflllung, € 10.322,00 Hinterfullung, €9.282,00
Kanalanschluss Kanalanschluss
Gartenmauer € 8.964,00 nicht ausgefihrt, dh. -
von der Bf. und ihrem
Lebensgefahrten nicht
beauftragt
Unterbau groB fir € 9.600,00 Unterbau € 1.330,00
Zufahrt

Der Beschwerde war daher stattzugeben und der angefochtene Bescheid aufzuheben. Es

treten damit wieder die mit der Selbstberechnung verbundenen Rechtswirkungen ein.

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen von einer "Bauherreneigenschaft" auszugehen ist,
liegt eine langjahrige, einhellige und umfangreiche VwWGH-Rechtsprechung vor. Ob und welche
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Kriterien im Einzelnen im Beschwerdefall als erfiillt anzusehen sind oder nicht, ergibt sich
anhand der Beurteilung des vorliegenden Sachverhaltes, sohin allein aus der Losung von
Tatfragen, nicht jedoch einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung. Eine Revisionist

daher nicht zulassig.

Linz, am 22. Juni 2026

26 von 26



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Stattgabe)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




